
Bundessozialgericht

_ 7 RAr 93/78 -

l m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

op.-....oocoooooccoooonaonoo-oocv......0-oooononoooocuooo-

Klägerin und Revisionsklägerin,

Trozeßbevollmächtigter: ..................................

g e g e n

e......-....oocco.o.von...-oo...o-...-ooooooooloonooovoooo

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche Ver—

handlung am ?5. Februar 4979

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom 28. Juni 4978

wird zurückgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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G r u n d e :

Die Klägerin, die ledig ist, begehrt ein höheres Unterhalts—

geld (Uhg) für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1976.

Sie nahm ab Oktober 1975 an einer beruflichen Bildungs—

ma8nahme mit ganztägigem Unterricht teil. Mit Verfügung vom
28. Oktober 1975 gewährte ihr das Arbeitsamt Bochum für die

Zeit vom 1. Oktober bis 51. Dezember 1975 wöchentlich 258,60 DM

Uhg. Für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1976 wurde

das Uhg auf 279,—— DM wöchentlich festgesetzt, da sich das

bisherige Bemessungsentgelt infolge der nach 5 1123 Arbeits—

förderungsgesetz (AFG) vorzunehmenden Anpassung von 420,—-

auf 465,—— DM erhöhte. Die Beklagte zahlte jedoch auch nach

dem 51. Dezember 1975 aufgrund der Aktenverfügung vom
12. Dezember 1975 den bisherigen Betrag weiter. Auf telefo—

nische Anfrage im März 1976 erklärte sie der Klägerin, wegen

einer neuen gesetzlichen Regelung könne die beabsichtigte Er—

höhung nicht erfolgen. Der von der Klägerin hiergegen einge—

legte Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 15. April

1976 mit der Begründung zurückgewiesen, daB durch die Neu—

fassung des 5 44 Abs 2 AFG das Uhg nicht mehr wie bisher 90 vH,

sondern nur noch 80 oder 58 vH des um die gesetzlichen Abzüge,

die bei Arbeitnehmern gewöhnlich anfallen, verminderten Ar—

beitsentgelts betrage. Aufgrund der Übergangsregelung des

Art 1 5 2 des Gesetzes zur Verbesserung der Haushaltsstruktur

im Geltungsbereich des Arbeitsförderungs— und des Bundesver—

sorgungsgesetzes (HStruktG—AFG) stehe der Klägerin jedoch der

bisherige Betrag zu.

Während des erstinstanzlichen Verfahrens hat die Beklagte in

dem Bescheid vom 7. September 1976 erklärt, die mit Widerspruchs—

bescheid vom 15. April 1976 getroffene Entscheidung wird

dahin erweitert, daR die Entscheidung über die Bewilligung des

Uhg vom 28. Oktober 1975 gemäß 5 151 Abs 1 AFG ab 1. Januar

1976 insofern aufgehoben werde, als der Klägerin für die Zeit
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nach dem 51. Dezember 1975 ein höheres Uhg bewilligt worden war.
Das Sozialgericht (SG) Gelsenkirchen hat die Klage abgewiesen

(Urteil vom 24. September 1976). Das Landessozialgericht (LSG)
hat die zugelassene Berufung mit Urteil vom 28. Juni 1978 zurück—

gewiesen, nachdem die Beteiligten erklärt hatten, sie seien sich

darüber einig, daß die zunächst nicht bekanntgegebene Verfügung

vom 12. Dezember 1975, die der Klägerin im März 1976 aufgrund der

telefonischen Anfrage eröffnet worden sei, von diesem Augenblick

an die Rechtsnatur eines Verwaltungsakts erhalten habe. Der Be—

scheid vom 7. September 1976 stelle daher auch nach Meinung der

Beteiligten keine neue Regelung dar. Zur Begründung seiner Ent—

scheidung hat das LSG ausgeführt, der gerichtlichen Überprüfung

des Widerspruchsbescheides stehe nicht entgegen, daß die Beklagte

ihre Entscheidung vom 12. Dezember 1975 der Klägerin nur formlos

mitgeteilt habe. Die Beklagte sei gemäß 5 151 Abs 1 AFG be—

rechtigt gewesen, das im Bescheid vom 28. Oktober 1975 für das

Jahr 1976 bewilligte Uhg in Höhe von 279,—— DM wöchentlich auf

den davor gewährten Betrag von 258,60 DM herabzusetzen. Durch

das HStruktG—AFG seien die bis dahin geltenden @@44 und 111 AFG

mit Wirkung vom 1. Januar 1976 neu gefaßt worden. Das Uhg betrage

nunmehr gem 5 44 Abs 2 AFG statt bisher 90 vH nur noch 80 vH des

um die gesetzlichen Abzüge, die bei Arbeitnehmern gewöhnlich an—
fallen, verminderten Arbeitsentgelts iS von @ 112 AFG. Gleich—

zeitig seien auch die für die Leistungsfestsetzung nach 5 111

Abs 2 AFG maßgeblichen Kriterien geändert und dementsprechend die

Leistungs—Verordnung (Leistungs—VO) 1976 ausgestaltet worden. F■r
Antragsteller, die, wie die Klägerin, an einer bei Inkrafttreten

des HStruktG—AFG am 1. Januar 1976 bereits laufenden beruflichen

Bildungsmaßnahme teilgenommen und auch vor diesem Zeitpunkt

Leistungen nach 5 44 Abs 2 AFG beantragt hätten, enthalte Art 1

S 2 Abs 5 HStruktG-AFG eine Übergangsregelung. Hiernach sei der

Nichtverheiratete grundsätzlich der Leistungsgruppe A der

Leistungs—VO 1976 zuzuordnen. Sei der Leistungssatz nach dieser

Leistungs—VO niedriger als der für den Antragsteller am 51. De-

zember 1975 in Betracht kommende Leistungssatz der Leistungs—VO

1975, so bleibe der letztere weiter maßgebend. Der hiernach an—

zustellende Vergleich habe ergeben, daß der der Klägerin zuge—
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billigte Leistungssatz nach der Leistungs—VO 1975 in Höhe

von 258,60 DM wöchentlich auch dann höher sei als der

Leistungssatz nach der Leistungs—VO 1976, wenn man gemäß

5 142a AFG das bisher für die Bemessung maßgebliche Arbeits—

entgelt von 420,—— DM nach den Vorschriften des 18. Renten—

anpassungsgesetzes (RAG) um 11,41 vH auf 465,—— DM erhöhe.

Der Leistungssatz nach der Leistungs—VO 1976 betrage dann

245,60 DM. Die Abänderung des Bewilligungsbescheides vom
28. Oktober 1975 verbiete sich auch nicht deshalb, weil das

Vertrauen der Klägerin an dem Fortbestand der einmal ge—

troffenen Regelung vorrangig zu schützen wäre. Ein Ver-

trauensschutz in die Bestandskraft von Verwaltungsakten werde

in Bereich des AFG grundsätzlich nicht gewährt. Er sei bei

begünstigenden Leistungsbescheiden nach 5 451 AFG ausge—

schlossen und nur auf bestimmte Fälle der Rückforderung zu

Unrecht gewährter Leistungen nach S 452 AFG beschränkt. Uner—
heblich sei auch, aus welchen Gründen die Leistungsvoraus—

setzungen fortgefallen seien. Auch der Wegfall einer Leistungs—

voraussetzung, die auf einer Gesetzesänderung beruhe, berech—

tige und verpflichte die Beklagte, ihre Entscheidung gem 5 151

Abs 1 AFG zu korrigieren. Gegen die hier vorgenommene
Leistungseinschränkung bestünden keine verfassungsrechtlichen

Bedenken. Sie beinhalte weder einen verfassungswidrigen Ein—

griff in das Eigentumsrecht noch eine Verletzung des Rechts-

und Sozialstaatsprinzips.

Mit der Revision r■gt die Klägerin eine Verletzung des Art 1

5 2 Abs 5 Nr 2 HStruktG—AFG, des 5 151 Abs 1 AFG und des

Art 20 Grundgesetz (GG). Sie ist der Auffassung, sie habe
einen Anspruch auf Zahlung des mit Bescheid vom 28. Oktober

1975 festgesetzten Uhg. Das ergebe sich aus Art 1 5 2 Abs 5
Nr 2 HStruktG—AFG. Sie habe zum Zeitpunkt des Inkrafttretens

der Änderung des AFG bereits Uhg erhalten. Insbesondere sei

ihr durch den Bescheid vom 28. Oktober 1975 auch der ab

1. Januar 1976 erhöhte Leistungssatz bewilligt worden. Daraus

folge, daß das Uhg einschließlich der ab 1. Januar 1976

automatisch eintretenden Erhöhung als bisher schon gewährt
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angesehen werden müsse. Die von der Beklagten vorgenommene Auf—

hebung des Bewilligungsbescheides vom 28. Oktober 1975 finde

daher keine Rechtfertigung in 5 151 Abs 1 AFG. Darüber hinaus

verstoße die Entscheidung gegen den aus dem Rechtsstaatsprinzip

entwickelten Grundsatz des Vertrauensschutzes. Es sei nicht er—
sichtlich, warum gerade im Bereich der Arbeitsförderung, die in

der Regel sozial schwächeren Arbeitnehmern gewährt werde, dieses

im öffentlichen Recht allgemein bestehende Prinzip des Ver-

trauensschutzes eingeschränkt sein sollte. Der an Arbeitsförde—

rungsmaßnahmen teilnehmende Arbeitnehmer unterziehe sich erheb—

lichen Belastungen. Unter Berücksichtigung des von ihm selbst

■bernommenen Risikos müsse er dann aber auch auf die Leistung

der ihm zugesagten Unterstützung vertrauen können. Die von der

Berufungsinstanz angenommene Einschränkung des Vertrauensschutz—

prinzips erscheine daher gerade in diesem Bereich nicht gerecht—

fertigt. Daraus ergebe sich, daß die Klägerin jedenfalls bis

zum Erlaß des Abänderungsbescheides vom 7. September 1976, dem

insoweit nur eine in die Zukunft gerichtete Wirkung beigemessen

werden könne, auf die Bestandskraft des ursprünglichen Bewilli—

gungsbescheides vertrauen durfte und somit von der Zahlung eines

Uhg in der darin bestimmten Höhe ausgehen konnte.

Die Klägerin beantragt,

die angefochtenen Verwaltungsentscheidungen der

Beklagten, die Urteile des SG Gelsenkirchen vom
24. September 1976 und des LSG für das Land

Nordrhein—Westfalen vom 28. Juni 1978 aufzuheben

und die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin

das Uhg für die Zeit vom 1. Januar bis 51. De—

zember 1976 in der im Bescheid vom 28. Oktober

1975 ursprünglich zugesagten Höhe zu gewähren.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(5 424 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).

II

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet. Das LSG

hat zutreffend die Entscheidung des SG bestätigt, daß die

von der Klägerin angefochtenen Verwaltungsakte recht—

mäßig sind.

Bei der von der Klägerin erhobenen Klage handelt es sich um

eife kombinierte Anfechtungs— und Leistungsklage gemäß @ 54

Abs 4 SGG. Vor einer Entscheidung in der Sache ist zunächst

von Amts wegen über die Zulässigkeit dieser Klagen zu ent—

scheiden.

Die Leistungsklage kann schon deshalb nicht zum Erfolg führen,

weil sie unzulässig ist. Die Klägerin kann ihr Ziel bereits

mit der Anfechtungsklage erreichen, so daß für eine Leistungs-

klage kein Rechtsschutzbedürfnis besteht. Die mit der An—

fechtungsklage begehrte Aufhebung der angefochtenen Bescheide

hätte ohne weiteres zur Folge, daß der Bewilligungsbescheid

vom 28. Oktober 1975 in seiner ursprünglichen Fassung voll—

inhaltlich wiederhergestellt würde und die Beklagte daraus

zur Leistung des Uhg in Höhe von 279,—- DM für die Zeit vom
4. Januar bis 31. Dezember 4976 verpflichtet wäre. Da es

der Klägerin nur hierum geht, bestand für eine Leistungsklage

nach 5 54 Abs 4 SGG kein Raum (vgl BSG SozR Nr 7 zu 5 125

SGG).

Bedenken gegen die Zulässigkeit der Anfechtungsklage bestehen

nicht. Voraussetzung hierfür ist das Vorliegen eines Ver—

waltungsakts. Dieser ist in der fernmündlichen Erklärung des

Bediensteten des Arbeitsamts vom März 1976 zu erblicken, mit

der der Klägerin mitgeteilt wurde, ihr stehe der ursprünglich

für die Zeit vom 4. Januar bis 31. Dezember 1976 zugebilligte

Betrag von 279‚—— DM wöchentlich nicht zu. Es müsse vielmehr

bei dem für die Zeit davor bewilligten Betrag verbleiben.
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Hiermit hat die Beklagte für die Klägerin erkennbar eine Rege—

lung getroffen. Ein solcher Verwaltungsakt konnte auch — wie

der Senat bereits in seinem Urteil vom 27. Oktober 4965

— ? RAr 46/65 — (Breithaupt 4966 S. 658) — ausgeführt hat, fern—

mündlich erlassen werden. Der Zulässigkeit der Klage steht nicht

entgegen, daß der Verwaltungsakt den Formerfordernissen des

5 446 Abs 4 AFG nicht entsprach. — Auch Entscheidungen nach

S 454 Abs 4 AFG unterliegen, da sie gleichfalls über den An—

spruch entscheiden, dieser Vorschrift. — Mängel des Verwaltungs—

verfahrens sind nach der ständigen Rechtsprechung des Bundes-

sozialgerichts (BSG) jedenfalls dann unerheblich, wenn der Ver—

waltungsakt sachlich richtig ist (BSGE 42, 274). Abgesehen hier—

von wäre auch dann, wenn man in der fernmändlichen Erklärung

keinen Verwaltungsakt erblicken wollte, die Anfechtungsklage zu—

lässig. Sie richtet sich in diesem Fall allein gegen den Wider—

spruchsbescheid vom 45. April 4976, weil die Verfügung vom
42. Dezember 4975 auf keinen Fall Außenwirkung hätte. Dann wäre

die Klägerin auf jeden Fall aber durch den Widerspruchsbescheid,

bei dem es sich um einen Verwaltungsakt handelt, beschwert. Wie

das BSG bereits entschieden hat (BSGE 24, 454, 457} geht es nicht

an, dem Kläger wegen eines Fehlers der Verwaltung den Rechts—

schutz zu verweigern, auf den er nach Art 49 Abs 4 GG Anspruch

hat. Solange der Widerspruchsbescheid nicht an einem so wesent—

lichen und eindeutig erkennbaren Mangel leidet, daß er als

nichtig angesehen werden muß, kann ihm nicht entgegengehalten

werden, es fehle an dem gemäß 5 78 Abs 4 SGG erforderlichen Vor—
verfahren. Zwar ist er fehlerhaft, weil er erstmals eine Ent—

scheidung über den der Klägerin bewilligten Anspruch getroffen

hat und diese Entscheidung der Verwaltungsstelle und nicht der

Widerspruchsstelle zugestanden hätte. Indessen ist anerkannt, daß

er deswegen nicht zwangsläufig aufzuheben ist. Nichtig wäre der

Widerspruchsbescheid nicht, wenn es sich bei der fernmündlichen

Erklärung des Bediensteten des Arbeitsamts vom März 4976 nicht

um einen Verwaltungsakt handeln würde. Dann hätte zwar die Wider—

spruchsstelle im vorliegenden Fall anstelle der Verwaltungsbe—

hörde entschieden. Hierbei handelt es sich jedoch um eine funkti—

onale Unzuständigkeit. Diese begründet keinen besonders schwer—
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wiegenden Fehler, der bei besonderer Berücksichtigung aller

in Betracht kommenden Umstände offenkundig ist (BSGE 24, 464).

Das ist hier schon deshalb nicht der Fall, weil die Stelle,

die zum Erlaß des Verwaltungsakts befugt ist und die Wider—

spruchsstelle nur einer Behörde angehören.

Entgegen der Auffassung des LSG ist der Bescheid vom
7. September 4976 Gegenstand des Verfahrens geworden. Es

handelt sich hierbei um das Nachschieben von Gründen, auf die

die vorhergehenden Verwaltungsakte gestützt werden. Das ist

im vorliegenden Fall zulässig, da der ursprünglich ange—
fochtene Widerspruchsbescheid hierdurch nicht in seinem Wesen

verändert und die Klägerin in ihrer Rechtsverfolgung dadurch

nicht unangemessen beeinträchtigt wird.

Das Aufhebungsbegehren der Klägerin ist nicht begründet, denn

die Beklagte war zu der erfolgten Abänderung (teilweisen Auf—

hebung) ihres Bewilligungsbescheides vom 28. Oktober 4975

gemä% @ 154 Abs—? AFG berechtigt. Nach dieser Vorschrift werden

Entscheidungen der Beklagten, durch die Leistungen nach dem

AFG bewilligt worden sind, insoweit aufgehoben, als die Voraus—

setzungen für die Leistungen nicht vorgelegen haben oder weg—

gefallen sind.

Bei Erlaß des Bescheides vom 28. Oktober 4975 haben die Voraus—

setzungen für die Bewilligung von Uhg in Höhe von 279,-— DM ab

1. Januar 4976 allerdings vorgelegen. Bei dem von der Klägerin

ab 1. Oktober 1975 besuchten Lehrgang mit dem Ziel der Aus—

bildung zum Betriebswirt handelte es sich für sie um eine Maß—

nahme der beruflichen Umschulung iS von 5 47 Abs 4 AFG; denn

die Teilnahme hieran sollte ihr den Übergang in eine andere
geeignete berufliche Tätigkeit als die zuvor erlernte und aus—

geübte (Kontoristin, kaufmännische Angestellte) ermöglichen.

Aus den der Entscheidung des LSG zugrundeliegenden Fest—

stellungen ergibt sich, daß die Voraussetzungen für eine

Förderung der Teilnahme der Klägerin hieran gegeben waren, ins—

besondere nach 5 44 AFG idF von Art 27 des Einführungsgesetzes

zum Einkommensteuerreformgesetz (EG-EStRG) vom 21. Dezember

1974 (BGBl I 5656).
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Nach dieser Vorschrift (@ 44 AFG idF des EG—EStRG) war die Be—

klagte insbesondere dazu berechtigt, der Klägerin f■r die Zeit}

ab ?. Januar 1976 ein höheres wöchentliches Uhg, nämlich in

Höhe von 279,00 DM zu bewilligen; denn auch nach der Neuregelung

des S 44 Abs 2 AFG durch das EG—EStRG war das Uhg von Lei-

stungsbeziehern nach Maßgabe des @ 412a AFG anzuheben. Diese

Vorschrift wurde durch das Gesetz über die Angleichung der

Leistungen zur Rehabilitation (RehaAnglG) vom 7. August 1974

(BGBl I 488?) in das AFG eingefügt. Damit sollte eine regel—

mäßige Anpassung des Arbeitslosengeldes (Alg) an die Lohnent—
wicklung gewährleistet sein (Dynamisierung). Ihre Anwendung auch

für das Uhg wurde dadurch verdeutlicht, daß das RehaAnglG die Auf-

nahme des % 442a AFG in die Reihe der in 5 44 Abs 2 AFG be—
zeichneten Bezugsvorschriften vorsah, die für das Uhg gelten

sollten. Dafür entfiel gleichzeitig die zuvor in 5 44 Abs 2 AFG
selbst vorgesehene Regelung über die Erhöhung des Uhg in be—

stimmten zeitlichen Abständen. Die Neufassung des 5 44 Abs 2 AFG

durch das EG—EStRG, die zunächst für den streitigen Anspruch der

Klägerin maßgebend ist, enthält zwar nicht mehr den ausdruck—

lichen Hinweis auf die entsprechende Anwendbarkeit des 5 412a

AFG. Daraus kann jedoch nicht geschlossen werden, daß das Uhg

seitdem von der Dynamisierung gemäß % 412a AFG ausgeschlossen ist.

Allerdings enthält die Begründung des Regierungsentwurfs eines

EG—EStRGzu der Änderung des S 44 Abs 2 AFG Ausführungen, die zu
der Annahme verleiten könnten, der Gesetzgeber habe eine Staffe—

lung des Uhg je nach der Dauer der Teilnahme an einer Bildungs—

maßnahme vollständig aufgeben wollen (vgl BT—Drucks 7/2722 S 52

— Begründung zu Nr 4, Buchst a, Ziff 2). Dort heißt es nämlich:

"Die geltende Regelung über die unterschiedliche Höhe des Unter—

haltsgeldes je nach der Dauer des Leistungsbezuges sollte einen

Anreiz für die Teilnahme an länger dauernden Maßnahmen schaffen.

Wie jedoch die Praxis zeigt, spielt die gestaffelte Dauer bei der

Entscheidung über die Teilnahme an einer kurzfristigen oder lang-

fristigen Maßnahme keine beachtenswerte Rolle. Sie sollte auch

nicht von der Höhe des zu zahlenden Unterhaltsgeldes, sondern

allein davon abhängen, welche Maßnahme für den Teilnehmer am

besten geeignet ist." ' & ‘ ' ” ' ‘
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Das entspricht jedoch nicht der Rechtslage. Die oa Regierungs—

begründung läßt Zweifel daran aufkommen, von welcher ”gelten—

den Regelung" sie ausgegangen ist. Ihre Formulierung deutet

darauf hin, daß sie den Gesetzestext des S 44 Abs 2 Satz 2
AFG idF des Ersten Änderungsgesetzes zum AFG vom 22. Dezember

1969 (BGBl I 2560) vor Augen hatte; denn dort war die Staffe—

lung des Uhg der Höhe nach je nach Dauer der Maßnahmeteilnahme

eingeführt worden; sie galt bis zum Inkrafttreten des RehaAnglG.

Da? die oa Begründung nicht die Einfügung des @ 142a AFG in

S 44 Abs 2 Satz 2 AFG durch das RehaAnglG gemeint haben kann,
ergibt sich auch aus der Formulierung in der oa Begründung, die

Praxis habe gezeigt, daß die gestaffelte Dauer für die Ent—

scheidung über die Teilnahme an einer kurzfristigen oder lang—

fristigen Maßnahme keine beachtenswerte Rolle gespielt habe.

Die Einfügung des @412a in 5 44 Abs 2 Satz 2 AFG durch das
RehaAnglG war erst am 4. Oktober 4974 erfolgt (@ 45 Abs 1

RehaAnglG). Seine Herausnahme aus dem Text des 5 44 Abs 2 AFG

durch das EG-EStRG erfolgte bereits am 1. Januar 4975 (Art 50
EG-EStRG). In dieser kurzen Zeit und erst recht bis zum Zeit—

punkt der Fertigstellung des unter dem 51. Oktober 1974 ausge—

fertigten Regierungsentwurfs des EG—EStRG — längstens also

innerhalb eines Monats — konnte “die Praxis" aber nicht einen

Anhalt dafür hergeben, daß die eben erst ausdrücklich einge—

führte Anwendung des % 142a AFG auf das Uhg keine "beachtens—

werte” Rolle spielte. Infolgedessen kann dieser Begründung

nicht der Sinn beigelegt werden, die Neufassung des S 44 Abs 2

AFG durch das EG-EStRG habe die Anwendbarkeit des @ 442a AFG

auf das Uhg ausschließen sollen.

Seine Weitergeltung für das Uhg ergibt sich im übrigen aus
5 44 Abs 7 AFG. Danach gelten die Vorschriften des Vierten Ab—

schnitts über das Alg entsprechend, soweit die Besonderheiten

des Uhg nicht entgegenstehen. Hinsichtlich der schon geschil—

derten Zweckbestimmung des % ■d2a AFG enthält das Uhg insoweit
aber keine Besonderheiten gegen■ber dem Alg; denn es ist wie

jenes zur Unterhaltssicherung bestimmt und rechtfertigt deshalb

ebenfalls seine Anpassung an die Lohnentwicklung. Im übrigen
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verweist 5 44 Abs 2 AFG idF des EG-EStRG als Bemessungsmaßstab
auf das Arbeitsentgelt iS von 5 442 AFG. Diesesvdederum ist im

gegebenen Falle jedoch auch ein nach 5 442a AFG erhöhtes Ar—

beitsentgelt. Die Beklagte ist deshalb zu Recht von Anfang an

davon ausgegangen, daß das Uhg auch nach der Gesetzesänderung

durch das EG—EStRG(weiterhin) nach @442a AFG zu dynamisieren

ist (vgl Runderlaß der Beklagten Nr 76/75.4.4.2.8 vom 49. Dezem—

ber 4974 — Dienstblatt der Beklagten, Ausgabe A, Nr 20/4975 vom
20. Februar 4975). Ihre Praxis entspricht offensichtlich der

Auffassung des für den Regierungsentwurf eines EG—EStRG feder-

f■hrenden Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung. In den

von ihm erlassenen AFG—Leistungsverordnungen 4977 (vom 47. De—

zember 4976 — BGBl I 5590), 4978 (vom 49. Dezember 4977

- BGBl I 2772) und 4979 (vom 20. Dezember 4978 — BGBl I 2057)

legt er zugrunde (jeweils in 5 2), daß @442a AFG auf das Uhg
anwendbar ist.4

Die im Bewilligungsbescheid vom 28. Oktober 4975 zugesagte Er—

höhung des wöchentlichen Uhg—Satzes von 258,60 DM auf 279,00 DM

ab 4. Januar 4976 entspricht demgemäß der im Oktober 4975 gelten—

den Rechtslage (55 44 Abs 2, 442, 442a AFG idF des EG—EStRG,

AFG—Leistungsverordnung 4975 vom 2. Januar 4975 — BGBl I 445).

Diese Rechtslage änderte sich jedoch durch die Regelungen des

HStruktG—AFG mit Wirkung ab 4. Januar 4976. Das Uhg beträgt

seitdem nicht mehr 90 vH, sondern nur noch 80 VR, in bestimmten

Fällen 58 vH, des um pauschalierte gesetzliche Abzüge vermin—

derten Arbeitsentgelts iS von 5 442 AFG. Daraus würde sich für

die Klägerin ab 4. Januar 4976 ein niedrigerer Uhg—Wöchensatz

ergeben, den das LSG zutreffend mit 245,60 DM berechnet hat

(55 44 Abs 2, 444, 442 AFG iVm der AFG-Leistungsverordnung 4976

vom 2. JaHuar 4976 — BGBl I 47).

Die Beklagte mußte diese Rechtsänderung nach 5 454 Abs 4 AFG be—

rücksichtigen; denn zu den Voraussetzungen für Leistungen in

diesem Sinne gehören alle Umstände, die den Anspruch darauf be—

rühren. Es sind dies im Grunde genommen stets nur rechtliche
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Voraussetzungen; denn auch tatsächliche Veränderungen der für

die Leistungsgewährung maßgeblichen Umstände wirken sich auf

den Leistungsanspruch nur aus, wenn sie von Rechts wegen hierauf

Einfluß haben. Umfaßt der Begriff der Leistungsvoraussetzungen

in 5 151 Abs 1 AFG sonach alle Anspruchsvoraussetzungen dem

Grunde und der Höhe nach (vgl Schönefelder—Kranz—Wanka,

Kommentar zum AFG, RdNr 7 zu S 151; Hennig—Kühl—Heuer, Kommen—

tar zum AFG, Anm 6 zu 5 151), so ist hier auch der Wegfall

von Anspruchsvoraussetzungen als Folge gesetzlicher Änderungen

grundsätzlich zu beachten (in diesem Sinne schon BSG SozR

4460 S 24 AFuU Nr 2; SozR 4100 5 151 Nr 3}. Das entspricht im

übrigen der Rechtsprechung zu anderen vergleichbaren Rege-

lungen (vgl zB BSG 10, 202, 205 zu 8 62 BVG; BSGE 28, 227,

228 zu 5 622 RVG).

Demgegenüber kann sich die Klägerin nicht auf die Bestands—

kraft von Verwaltungsakten nach 5 77 SGG oder auf den Grund-

satz des Vertrauensschutzes berufen. Der 5 77 SGG sichert

den Bestand bindender Verwaltungsakte nur soweit, als durch

Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Im Bereich des AFG enthält

aber 5 151 Abs 1 AFG eine solche — abweichende — gesetzliche

Bestimmung. Er wird ergänzt durch die Regelungen in 5 152 AFG,
wodurch der Vertrauensschutz in die Bestandskraft von Ver-

waltungsakten hier auf bestimmte Fälle der Rückforderung zu
,Unrecht erbrachter Leistungen beschränkt ist (vgl BSGE 38,

63, 68 : SozR 4100 5 151 Nr 1 und BSGE A1, 260, 261 : SozR

4400 € 454 Nr 5).

Im übrigen hat der Gesetzgeber dem Vertrauensschutz der

Klägerin bereits dadurch ausreichend Rechnung getragen, daß

er ihr in der Übergangsbestimmung des Art 1 S 2 Abs 5 Nr 2

HStruktG-AFG den Bestand des ihr vor Inkrafttreten des

HStruktG—AFG am 1. Januar 1976 zustehenden Uhg—Wochensatzes

sicherte. Nach dieser Vorschrift ist der Leistungssatz nach

der Leistungsverordnung 1975 (weiterhin) maßgebend, wenn der
Leistungssatz nach der Leistungsverordnung 1976 für einen be—

reits im Uhg—Leistungsbezug stehenden Antragsteller niedriger

wäre, als der diesem Antragsteller am 51. Dezember 1975 zu—
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stehende Leistungssatz nach der Leistungsverordnung 1975. Das

bedeutetfär die Klägerin: Das LSG hat zutreffend errechnet, daß

ihr nach der Leistungsverordnung 1976 nur ein Uhg—Wochensatz in

Höhe von 245,60 DM zugestanden hätte, der sich auch bei Dyna—

misierung gemäß @ 112a AFG am 1. Januar 1976 nicht über den 1975

bewilligten Satz von 258,60 DM hinaus erhöht hätte.

Der Klägerin steht vom 1. Januar bis 51. Dezember 1976 auch nicht

deshalb ein höherer Uhg—Wochensatz zu, weil das ihr im Bescheid

vom 28. Oktober 1975 bewilligte Uhg vom 1. Januar 1976 an gemäß

@ 112a AFG auf der Grundlage der Leistungsverordnung 1975 zu er—
höhen (dynamisieren) wäre; denn die Leistungsverordnung 1975 galt

nach ihrem @ 1 nur für das Jahr 1975. Etwas anderes ergibt sich

auch nicht aus Art 1 5 2 H8truktG—AFG. Der Senat versteht diese

Übergangsvorschrift dahin, daß sie den Ende 1975 bereits im

Leistungsbezug stehenden Uhg-Bezieher vor einer durch eine ge—
setzliche Änderung im HStruktG—AFG erfolgten Herabsetzung seines

Uhg schützen sollte. Dies kommt im Wortlaut der genannten Über—

gangsregelung zum Ausdruck. Nach Art 1 5 2 Abs 1 HStruktG-AFG ist
5 A4 Abs 2 idF des HStruktG—AFG auf Bezieher laufender Leistungen

bei Inkrafttreten des HStruktG—AFG anzuwenden. Daraus folgt, daß

auch in solchen Fällen der Berechnung des Uhg grundsätzlich

höchstens 80 vH des maßgeblichen Arbeitsentgelts (S 112 AFG) zu—
grunde liegen soll. Diese Absicht wird durch die Regelung in Art1

5 2 Abs 5 Nr 1 HStruktG—AFG bestätigt, wenn dort auf die erst

mit der Leistungsverordnung 1976 eingeführten Leistungsgruppen

A und 0 verwiesen wird; im übrigen liegt dieser Leistungsver—

ordnung bereits das auf 80 vH herabgesetzte Arbeitsentgelt iS

von 5 112 AFG zugrunde. Der insoweit errechnete Leistungssatz

könnte zwar nach @ 112a AFG dynamisiert werden. Sollte sich dabei

allerdings kein gegen■ber dem am 51. Dezember 1975 zustehenden

Uhg besserer Satz ergeben, greift die Regelung aus Art 1 5 2
Abs 5 Nr 2 HStruktG—AFG ein. Sie bestimmt die Weitergeltung des

“alten” Leistungssatzes aus der Leistungsverordnung 1975, wenn

der Leistungssatz nach der Leistungsverordnung 1976 niedriger

ist. Als grundsätzlich eng auszulegende Ausnahmeregelung gegen—

über dem Prinzip der Geltung des neuen Rechts auch für laufende

Leistungsfälle kann damit nur jene Leistung gemeint sein,
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die dem Leistungsbezieher am 51. Dezember 1975 zustand und

nicht eine andere (höhere), die ihm nach dem früheren Rechts—

zustand für 1976 zugestanden hätte. Auch dies findet zusätz—

lich im Wortlaut des Art 1 S 2 Abs 5 Satz 1 HStruktG—AFG

eine Stütze; danach soll die Festschreibung des bisherigen

Leistungssatzes ”bis zum Ende der Teilnahme an dieser Maß-

nahme” gelten. Eine darüber hinausgehende Erhöhung des

heistungssatzes aus der Leistungsverordnung 1975 nach @ 112a

AFG im Jahre 1976 konnte sinvollerweise dabei nicht beab—

sichtigt sein; denn da jener Leistungssatz auf einem um

wenigstens 10 vH höheren Arbeitsentgelt basierte als der ab

1. Januar 1976 in Betracht kommende Leistungssatz, könnte

sich praktisch in keinem Fall ein höheres Uhg nach der

Leistungsverordnung 1976 ergeben, wenn der geschützte Lei-

stungssatz iS von Art 1 5 2 Abs 5 Nr 2 HStruktG—AFG (nämlich

der nach der Leistungsverordnung 1975) auch noch 1976 ge—

mäß @112a AFG zu dynamisieren wäre. Insofern hätte sich

der Vergleich mit dem Leistungssatz nach der Leistungsver—

ordnung 1976 erübrigt.

Der Senat entnimmt dem Inhalt von Art 1 5 2 Abs 5 Nr 2
HStruktG—AFG deshalb, daß den am 51. Dezember 1975 im Lei—

stungsbezug stehenden Uhg—Beziehern der ihnen an diesem Tage

zustehende Leistungssatz solange zustehen sollte, bis er

nach Jeweils geltendem Recht von einem besseren Leistungs—

satz "überholt“ werden würde. Trotz der Beschränkung im

Wortlaut der genannten Regelung auf den Vergleich mit dem

Leistungssatz der Leistungsverordnung 1976 ist der Senat der

Auffassung, daß diese Wirkung auch für Zeiten nach dem

51. Dezember 1976, dem Ende der Geltungsdauer der Leistungs—

verordnung 1976 ($ 1), bestehen bleibt, dh, daß dem genannten
Leistungsbezieher ei11g■nstßx■er Leistungssatz aus der

Leistungsverordnung 1975 auch dann (und solange) noch ver—
bleibt, wenn sich etwa aus der Leistungsverordnung 1977 oder

1978 für ihn ein demgegenüber niedrigerer Leistungssatz er—

geben würde. Das entspricht jedenfalls dem schon dargestell—

ten Sinne der Übergangsregelung in Art 1 @ 2 Abs 3 Nr 2
HStruktG—AFG. Dem stehen die Übergangsregelungen in 5 2 der
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Leistungsverordnungen 4977 und 4978 nicht entgegen, da sie sich

nur auf Teilnehmer beschränken, deren Maßnahmen im Jahre 4976

bzw 4977 begonnen haben. Im übrigen bestimmt Art 4 S 2 Abs 5

HStruktG—AFG, wie schon erwähnt, daß der günstigere Leistungs—

satz aus der Leistungsverordnung 4975 bis zum Ende der Teil—

nahme an der laufenden Maßnahme gelten soll. Es kann nicht davon

ausgegangen werden, daß der Verordnungsgeber späterer Leistungs—

verordnungen diese gesetzliche Bestimmung von einem bestimmten

Zeitpunkt an hat außer Kraft setzen wollen; er hätte es mangels

Ermächtigung auch nicht gekcnnz.

Die Regelungen des HStruktG-AFG über die Herabsetzung des Uhg

verstoßen nicht gegen das Grundgesetz. Zwar kann der Anspruch

auf Uhg als ein vermögenswertes subjektiv—öffentliches Recht an-

gesehen werden, das Merkmale des Eigentumsbegriffs iS von 5 44

GG aufweist, weil es aus Beitragsmitteln der Versicherten finan—

ziert wird (vgl BVerfGE 44, 224, 226; 44, 288, 295; 22, 244, 255;
29, 22, 55 f; 54, 485, 489 ff). Dem braucht es nicht entgegen-

zustehen, daß Personen, die Uhg beziehen, nicht immer schon zuvor
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung entrichtet haben, sondern

dies erst zuk■nftig tun (vgl 5 42 AFG idF vor Inkrafttreten des

HStruktG—AFG und 55 56, 42 Abs 4 AFG nF). Ansprüche gegen die

Arbeitslosenversicherung beruhen nämlich nicht auf dem Prinzip

der individuellen Äquivalenz zwischen Beiträgen und Leistungen

(BSGE 45, 255, 266 : SozR 4400 5 80 Nr 4 mwN). Wird aber durch
die Sozialversicherung ein Sozialausgleich dadurch geschaffen,

daß lediglich die Verhältnismäßigkeit zwischen Leistungen und

Gegenleistungen unter den in dem jeweiligen Zweig der Sozial—

versicherung insgesamt Versicherten erforderlich ist, so recht—

fertigt diese Global-Äquivalenz (vgl BVerfGE 44, 405, 444, 447;
47, 4, 9; 22, 244, 255; BSGE 6, 245, 227; 45, 247, 250; 25, 59;

Rohwer-Kahlmann, Sozialgerichtsbarkeit 4975, 464, 465; Meydam,

Soziale Sicherheit 4975, 292, 295) den Schutz des Art 44 GG für

den einzelnen Anspruch.

Die Einbeziehung des Uhg—Anspruchs in den Schutzbereich des

Art 44 GG bedeutet jedoch nicht, daß der Gesetzgeber nicht be-
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fugt wäre, in gewissem Umfange in eine dem Anspruchsberechtig—

ten daraus erwachsende Position einzugreifen. In Art 14 Abs 1

Satz 2 GG ist die lnhaltsbestimmung des Eigentums ausdrück—

lich dem einfachen Gesetzgeber aufgegeben. Der verfassungs-

rechtliche Schutz des Eigentumsrechts ist infolgedessen auf

den Kernbereich der erworbenen öffentlich-rechtlichen Rechts—

position beschränkt, weil ein starres Festhalten an die je—

weils durch Gesetz oder Satzung festgelegten Beträge oder

Leistungen die einfache Gesetzgebung weitgehend blockieren

und eine Anpassung des Rechts an die Veränderung der sozialen

und wirtschaftlichen Verhältnisse verhindern wurde (vgl Wanna—

gat, Bundesarbeitsblatt 1974, S 261, 264 mit Hinweis auf BSGE

14, 133, 157 und 15, 71, 75; BSGE 9, 127, 128). Eingriffe sind

deshalb zulässig. Es muß lediglich abgewogen werden, ob die

Einsschränkung des Grundrechts zur Erreichung des vom Gemein—

wohl gedeckten Zieles geeignet und notwendig und nicht über—

mäßig belastend und deshalb unzumutbar ist (BVerfGE 21, 150,

155; Maunz/Herzog/DäIdng/Sch012‚Kommentar zum GG, Art 14 RdNr 38).
Weiterhin ist innerhalb der Eigentumsgarantie der aus dem

Rechtsstaatsprinzip abgeleitete Grundsatz der Verhältnis—

mäßigkeit anzuwenden(EverfGE26, 245, 222; MeydamaaOs 295).

Der Uhg—Anspruch der Klägerin wird aufgrund der Neuregelung

durch das HStruktG—AFG nicht in seinem Kernbereich berührt;

denn nach der Übergangsregelung des Art 1 5 2 Abs 3 Nr 2
HStruktG—AFG verändert sich die Leistungshöhe nach dem In—

krafttreten des Gesetzes nicht zuungunsten der Klägerin. Es

wird lediglich eine zu erwartende Erhöhung nicht vorgenommen.

Durch die Beibehaltung der gleichen Leistungshöhe wie zuvor

wird die Klägerin allenfalls geringfügig in ihrer Lebens—

führung beeinträchtigt. Die Neuregelung des Uhg durch das

HStruktG—AFG sollte einer defizitären Entwicklung der Arbeits—

losenversicherung entgegenwirken, die auf Dauer zu einer Über—

beanspruchung der Kreditmärkte durch die öffentliche Hand ge—
führt hätte (s.zur allgemeinen Zielsetzung des Entwurfs zum
HStruktG—AFG BT—Drucks 7/4127 S 1). Weiterhin sollte die Höhe

des Uhg an die aktuellen arbeitsmarktpolitischen Erfordernisse
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und Zielsetzungen angepa%t werden (3. Begründung zu Art 20 des

Regierungsentwurfs, BT—Drucks 7/4127 8 47 f).

lm Verhältnis zu dieser für das Gemeinwohl außerordentlich

wichtigen Zielsetzung der gesetzgeberischen Neuregelung liegt

in der nur geringfügigen Beeinträchtigung der Rechtsposition

der Klägerin keine unzumutbare Belastung (BVerfGE 51, 229, 242).

Art 14 GG ist deshalb mit der Änderung des @ 44 Abs 2 AFG durch

das HStruktG—AFG nicht verletzt worden.

Diese Neuregelung steht ferner nicht im Widerspruch zum Rechts—

und Sozialstaatsprinzip iS von Art 20 GG. Aus den Prinzipien

der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes ergeben sich

verfassungsrechtliche Grenzen auch für Gesetze mit unechter

Rückwirkung, also für Normen, die zwar unmittelbar nur auf

gegenwärtige, noch nicht abgeschlossene Sachverhalte f■r die

Zukunft einwirken, damit aber zugleich die betroffene Rechts—

position nachträglich im Ganzen entwerten (BVerfGE 36, 75, 82).

Um einen solchen Sachverhalt handelt es sich hier; denn der

Uhg—Bewilligungsbescheid vom 28. Oktober 1975 enthielt die ver-

schiedenen Leistungshöhen bereits für die gesamte Dauer der

Bildungsmaßnahme, so daß sich die Klägerin bereits bei Beginn der

Maßnahme auf ein bestimmtes Ma% der Förderung einstellen konnte.

Wenn sie ab 4. Januar W976 die Leistungen nicht in der bereits

bewilligten Höhe erhält, verringert sich der Gesamtförderungs—

betrag.

Eine solche unechte Rückwirkung ist aber nur dann verfassungs—

widrig, wenn sie in einen Vertrauenstatbestand eingreift und

die Bedeutung des gesetzgeberischen Anliegens für die Allgemein—

heit das Interesse des Einzelnen am Fortbestand des bisherigen

Zustandes nicht übersteigt (BVerfGE 56, 73, 82). Das ist hier

jedoch nicht der Fall. Ein Vertrauen der Klägerin darin, daß

sich die gesetzliche Regelung der Höhe des Uhg nach Beginn der

Bildungsmaßnahme nicht ändern würde, hätte nur dann entstehen

können, wenn es sich bei der Uhg—Regelung um eine bereits seit

langem bestehende und unverändert gebliebene Förderungsart
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handeln würde. Das Uhg ist jedoch erst durch das 7. Änderungs—

gesetz zum Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver—

sicherung (AVAVG) vom 40. März 4967 (BGBl I 266) in das Recht

der Arbeitsförderung eingeführt werden. Seit dem Inkraft-

treten des AFG ist es Sowohl in der Berechnungsweise als auch

in der Höhe mehrfach abgeändert worden (vgl die Darstellung

bei Hennig/Kth/Heuer, aaO Anm 4 zu € 44). Ein Vertrauen in

einen unveränderten, stetig gleichbleibenden Fortbestand der

vor dem Inkrafttreten des HStruktG—AFG bestehenden Ausge-

staltung des Uhg konnte bei der Klägerin somit nicht ent—

stehen. Es liegt infolgedessen keine Beeinträchtigung des

Prinzips der Rechtssicherheit in der Form des Vertrauens—

schutzes vor.

Das Sozialstaatsprinzip verpflichtet den Staat, für einen Aus—

gleich der sozialen Gegensätze und damit für eine gerechte

Sozialordnung zu sorgen. Es darf jedoch nicht dahin ausgelegt

werden, daß mit seiner Hilfe jede Einzelregelung, deren An—

wendung in bestimmten Fällen zu Härten und Unbilligkeiten

fährt, modifiziert werden könnte (vgl BVerfGE 26, 44, 64 f;

34, 448, 456; 56, 75, 84). Die Ausgestaltung des Sozialstaats—

prinzips obliegt vielmehr im wesentlichen dem Gesetzgeber

(BVerfGE 4, 97, 405; 8, 274, 529; 56, 75, 84). Im HStruktG—AFG

hat der Gesetzgeber den Uhg—Leistungssatz um rd 40 vH ge—

senkt. Da er neben diesem Schritt für laufende Fortbildungs—

und Umschulungsmaßnahmen eine besitzstandswahrende Übergangs—
regelung geschaffen hat, sind sozialstaatliche Grundsätze

auf jeden Fall gewahrt.

Schließlich kann in der Neuregelung des 5 44 Abs 2 AFG durch

das HStruktG—AFG nicht eine Verletzung des Grundrechts auf

freie Berufswahl iS von Art 42 GG erblickt werden. Art 42 Abs 4

GG kommt als Maßstabsnorm in der Regel nur für solche Be—

stimmungen in Betracht, die sich gerade auf die berufliche

Tätigkeit beziehen und diese unmittelbar zum Gegenstand haben.

Dies ist bei den Vorschriften, die die Höhe des Uhg regeln,

nicht der Fall, da durch diese weder die Berufsausübung noch

die Zulassung zu einem Beruf geregelt wird. Allerdings sind
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auch Vorschriften, die das Berufsrecht nicht unmittelbar regeln,

am Maßstab des Art 12 Abs 4 GG verfassungsrechtlich zu prüfen,

wenn sie es berühren können. Dies ist vor allem dann der Fall,

wenn der nach Art 12 Abs 4 GG geschützte Freiheitsraum durch Vor—

schriften ber■hrt wird, die infolge ihrer tatsächlichen Auswir—

kungen geeignet sind, die Freiheit der Berufswahl mittelbar zu
beeinträchtigen (BVerfGE 15, 184, 485 f; 22, 580, 585). Die vom

HStruktG—AFG vorgenommene Herabsenkung des Uhg—Leistungssatzes

ist jedoch wegen ihrer in dieser Hinsicht geringfügigen Wirkung

nicht geeignet, eine Fortbildungs- oder Umschulungsmaßnahme zu

vereiteln, so daß die Freiheit der Berufswahl durch eine solche

Maßnahme nicht beeinträchtigt wird. Da die Klägerin das Uhg ohne—

hin in gleicher Höhe wie zu Beginn des Jahres i976 weiter erhält,

ist ihr Grundrecht aus Art 42 GG auf keinen Fall verletzt.

Nach allem hat das DSG die von der Beklagten für die Zeit vom
?. Januar bis 51. Dezember 4976 vorgenommene Herabsetzung ihrer

früheren Uhg—Bewilligung auf wöchentlich 258,60 DM zu Recht be—

stätigt. Die Revision muß deshalb als unbegründet zurückge—

wiesen werden.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG.
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